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Jahresbericht 2004

des Länderausschusses für Immissionsschutz

Berichterstatter:   LAI-Vorsitzland Sachsen




           Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landwirtschaft

Stand:
           18.11.2004
 

Der Bericht umfasst die Beratungen des Länderausschusses für Immissions​schutz der 107. Sitzung vom 15. bis 17. März und der 108. Sitzung vom 21. bis 22. September 2004. Aus diesen Sitzungen sind folgende Beratungsergebnisse hervorzuheben:
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1. Emissionsrechtehandel 


Erweiterung der LAI-Richtlinie für die Bekanntgabe von sachverständigen Stellen im Bereich des Immissionsschutzes und des Moduls Immissionsschutz um den Tatbestand „Prüfung von Erklärungen über die Menge von Treibhausgas-Emissionen“ 


Auf seiner 107. Sitzung hat der LAI beschlossen, die künftige Bekanntgabe von sachverständigen Stellen zur Prüfung von Emissionsberichten auf Basis der Bekanntgaberichtlinie und des Moduls Immissionsschutz  durchzuführen. Durch Inkrafttreten des TEHG wurde die gesetzliche Grundlage für die Erweiterung des Aufgabenspektrums der sachverständigen Stellen zur Prüfung der Emissionsberichte auf der Basis der Bekanntgaberichtlinie und des Moduls Immissionsschutz geschaffen. Die bereits vorliegende Bekanntgaberichtlinie und das Modul Immissionsschutz wurden in Abstimmung mit dem Unterausschuss Luft/Überwachung an die neue Rechtslage angepasst und dem LAI auf seiner 108. Sitzung vorgelegt.  

Nach Prüfung durch den Unterausschuss Recht soll die überarbeitete Bekanntgaberichtlinie innerhalb des LAI abgestimmt und im UMK-Umlaufverfahren die Zustimmung der ACK zur Veröffentlichung der „Richtlinie für die Bekanntgabe von sachverständigen Stellen im Bereich des Immissionsschutzes und des Treibhausgas-Emissionshandels“ sowie des Moduls „Immissionsschutz“ eingeholt werden.

2.
Verkehrsimmissionen

Umsetzung der Luftreinhalte- und Aktionspläne gem. § 47 Abs. 1 und 2 BImSchG – praktische Erfahrungen aus der Erstellung von Maßnahmeplänen 

Die Unterausschüsse Verkehrsimmissionen und Luft/Überwachung wurden beauftragt, praxisrelevante Empfehlungen für die Erstellung von Luftreinhalteplänen zu erarbeiten und hierbei Kriterien wie Wirksamkeit, Kosten und Umsetzbarkeit sowie Erfahrungen aus der praktischen Erstellung von Maßnahmeplänen zu berücksichtigen. Ein Zwischenbericht „Praxisrelevante Empfehlungen in Bezug auf Maßnahmen in Luftreinhalte- und Aktionsplänen gemäß § 47 Abs. 1 und 2 BImSchG“ wurde der 33. ACK /62. UMK zugeleitet. Dieser Bericht enthielt u. a. ein Bewertungsschema für verkehrsbezogene Maßnahmen zur Minderung der PM10- bzw. NO2-Immissionsbelastungen sowie Hinweise auf Erfahrungen und Erkenntnisse, die bisher in Deutschland zu den jeweiligen Maßnahmen vorliegen.

Die UMK hat den LAI gebeten, diesen Bericht um erste Erfahrungen aus der Erstellung von Luftreinhalte- bzw. Aktionsplänen nach den Vorgaben der 22. BImSchV zu ergänzen und eine zusammenfassende Bewertung abzugeben. Derzeit werden in Deutschland die ersten Luftreinhaltepläne erstellt und mit der Öffentlichkeit diskutiert. Nach Abschluss dieses Prozesses und der Veröffentlichung dieser Pläne wird der LAI eine entsprechende Auswertung vornehmen. Der ergänzte Bericht einschließlich einer zusammenfassenden Bewertung soll zur 109. LAI-Sitzung vorgelegt werden, so dass eine Befassung in der 35. ACK/64. UMK möglich wird.

3.
Luftqualität – Luft/Überwachung

3.1 Beurteilung der Luftqualität – Analyse der Ozonepisoden 2003

Das Umweltbundesamt hat auf Bitte des LAI die Ozonsituation 2003 in der Bundesrepublik Deutschland analysiert und ausgewertet. Der vorgelegte Zwischenbericht umfasst die Analyse der Ozonsituation 2003 auf der Basis vorläufiger, noch nicht endgültig geprüfter Daten und eine Bewertung der Ozonbelastung in Deutschland seit 1990. Demnach war das gehäufte Auftreten von Schwellenwertüberschreitungen während der photochemischen Episode im Jahr 2003 eine Folge der für die Ozonbildung im Vergleich zu den vorangegangenen Sommern besonders günstigen meteorologischen Bedingungen. Die in den Bericht einbezogenen, von der Europäischen Umweltagentur veröffentlichten Werte zur Ozonsituation in Europa zeigten, dass die Ozonbelastung im August 2003 ein großflächiges, europaweites Phänomen war. 

Der nunmehr vorliegende abschließende Bericht wurde im Rahmen eines Forschungsvorhabens um Aussagen zu quasi-wetterbereinigten Trendanalysen von bodennahem Ozon für den Zeitraum 1990 bis 2003 ergänzt.  Mit dem Vorhaben wurde ein bereits 2001 abgeschlossenes Forschungsprojekt fortgeschrieben, in dem Ozontrends bis 1997 untersucht wurden. Demnach nimmt die Ozon-Spitzenbelastung geringfügig ab, wohingegen bei der Langzeitbelastung ein seit Jahren anhaltender Aufwärtstrend sichtbar ist.

3.2
Bundeseinheitliche Praxis bei der Überwachung der Emissionen – Anpassung an die geänderte Rechtslage

Mit den Novellen der 13. und 17. BImSchV sowie der neuen TA Luft 2002 wurde eine Überarbeitung der „Richtlinien zur bundeseinheitlichen Praxis bei der Überwachung der Emissionen“ (Rundschreiben des BMU vom 08.06.1998, GMBl. 1998, S. 543) notwendig.

Der LAI hat sich dieses Themas angenommen und die notwendigen Änderungen in die bestehende Richtlinie eingearbeitet. Als wesentliche Änderungen sind die geänderte Bewertung von kontinuierlichen Messungen und die Behandlung der Messunsicherheit zu nennen. Nachdem der LAI die Novelle der Richtlinien auf seiner 108. Sitzung zustimmend zur Kenntnis genommen hat, kann nach Beachtung der Mitteilungspflicht gem. RL 83/189/EWG die Veröffentlichung im Gemeinsamen Ministerialblatt des Bundes erfolgen. 

4.
Luft/Technik


4.1       Auslegungsfragen zur

· 4. BImSchV

· TA Luft und

· 31. BImSchV / Änderung 2. BImSchV

Im Interesse eines bundeseinheitlichen Vollzugs  im Zusammenhang mit den Änderungen der

· Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen -4. BImSchV-, 

· Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft -TA Luft- , 

· Verordnung zur Begrenzung der Emissionen flüchtiger organischer Verbindungen bei der Verwendung organischer Lösemittel in bestimmten Anlagen -31. BImSchV- und

· Verordnung zur Emissionsbegrenzung von leichtflüchtigen halogenierten organischen Verbindungen –2.BImSchV- 

hat der Unterausschuss Luft/Technik in Abstimmung mit dem Unterausschuss Recht je einen Katalog mit Antwortvorschlägen zu den in der Vollzugspraxis aufgetretenen Zweifelsfragen erarbeitet und dem LAI zur Zustimmung vorgelegt. 

Der LAI hat den vorgelegten Auslegungshinweisen zur 4. BImSchV, zur TA Luft und zur 2./31. BImSchV zugestimmt und den Ländern empfohlen, diese als Orientierungshilfe im Vollzug anzuwenden.      

4.2
Quarz – Feinstaub / Wirkungsfragen


Quarz-Feinstaub, definiert als so genannte PM4-Feinstaubfraktion, ist als kanzerogener Gefahrstoff am Arbeitsplatz eingestuft worden und fällt somit unter die Regelung der TA Luft für krebserzeugende Stoffe. Davon ist eine Vielzahl von Anlagen, die Quarz-Feinstaub zusammen mit anderen Stäuben emittieren, betroffen. Da die Anforderungen der TA Luft umgesetzt werden müssen und für Emissionsmessungen nur Messgeräte für die Bestimmung der PM2,5- und PM10-Fraktion zur Verfügung standen, musste rasch ein geeignetes Probenahmesystem für die PM4 Quarz-Feinstaubmessung entwickelt werden. Das Probenahmesystem (PM4-Impaktor) wurde im Auftrag des UBA entwickelt und steht den Ländern nunmehr für eigene Emissionsmessungen zur Verfügung. 

Der Unterausschuss Wirkungsfragen hat sich darüber hinaus im Auftrag des LAI mit den toxikologischen Fragen zum PM4-Quarzfeinstaub befasst und zur 108. LAI-Sitzung einen Bericht über „Gesundheitliche Risiken durch Quarz-Stäube an Arbeitsplätzen und in der Außenluft“ vorgelegt. Fazit des Berichts ist, dass ein Immissionswert für die Belastung mit Quarzfeinstaub derzeit aus mehreren Gründen nicht abgeleitet werden kann. Neben der Klärung von Unsicherheiten auf der Wirkungsseite, die bei Langzeit-Expositionen im Bereich von wenigen  µg/m3 von besonderer Bedeutung sind, muss insbesondere die Messtechnik für Immissionsmessungen von Quarzstäuben weiter entwickelt und erprobt werden, so dass alveolengängige Quarzstäube im Bereich von 4 µg/m3 selektiv und quantitativ bestimmt werden können, vorzugsweise auf der Basis der eingeführten PM10-Probenahme.

2. Wirkungsfragen

2.1 Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL)


Der UA Wirkungsfragen legte einen Vorschlag für eine aktualisierte  GIRL vor. Wichtige Neuerungen hierin gegenüber der bisherigen Fassung sind die Aufnahme des Ausbreitungsmodells AUSTAL 2000 G (Geruchsmodul) sowie die Berücksichtigung der hedonischen Wirkung von Gerüchen. Das gemeinsame Forschungsprojekt „Untersuchungen zur Auswirkung von Intensität und hedonischer Geruchsqualität auf die Ausprägung der Geruchsbelästigung“  der nordrhein-westfälischen und baden-württembergischen Umweltministerien und des VCI hat gezeigt, dass die Hedonik bei der Bewertung von Gerüchen zu berücksichtigen ist, wobei insbesondere angenehme Gerüche einer Sonderbeurteilung bedürfen. Diesem Ergebnis trägt die aktualisierte GIRL über eine Ergänzung der Nr. 5 (Beurteilung im Einzelfall) Rechnung, indem die Möglichkeit eröffnet wird, im Falle eindeutig angenehmer Gerüche deren Beitrag zur Gesamtbelastung mit dem Faktor 0,5 zu wichten. Die Entscheidung hierüber trifft die zuständige Behörde. Eine Methode zur Bestimmung hedonisch eindeutig angenehmer Gerüche (Polaritätenprofil) ist im Anhang der überarbeiteten GIRL beschrieben. Ferner wurde die aktualisierte GIRL an die TA Luft 2002 angepasst und die Anregungen des VCI konnten aufgenommen werden. Die GIRL und die dazugehörigen Auslegungshinweise berücksichtigen den derzeit besten wissenschaftlichen Erkenntnisstand bei der Bewertung von Gerüchen. Diese Auffassung spiegelt sich auch im Umweltgutachten 2004 des Rates von Sachverständigen für Umweltfragen der Bundesregierung wider.


Auf seiner 108. Sitzung hat der LAI die GIRL in der Fassung vom September 2004 zustimmend zur Kenntnis genommen und empfohlen, diese in der Verwaltungspraxis als Erkenntnisquelle anzuwenden.    

5.2 Neubewertung kanzerogener Schadstoffe

Die Novellierung der TA Luft im Jahr 2002 und die Regelung zum Umgang mit kanzerogenen Luftschadstoffen durch die Tochterrichtlinien zur Luftqualitätsrahmenrichtlinie der EU machten Veränderungen der bisherigen Beurteilung kanzerogene Staubinhaltsstoffe erforderlich. 

Im Auftrag des LAI hat der Unterausschuss Wirkungsfragen unter Beteiligung der Unterausschüsse Luft/Überwachung, Luft/Technik und Recht einen Bericht zur „Bewertung von Schadstoffen, für die keine Immissionswerte festgelegt sind“, erstellt. Das Hauptaugenmerk wurde dabei auf die Ersetzung des bisherigen LAI-Krebsrisikomodells von 1992 mit der darin vorgenommenen Gesamtrisikobetrachtung und die Überarbeitung der Leitlinien des LAI zur Durchführung einer Sonderfallprüfung nach TA Luft von 1994 gerichtet. Der Bericht wurde vom LAI auf seiner 108. Sitzung zur Kenntnis genommen und der Vorsitzende des UA Wirkungsfragen wurde gebeten, den Bericht dahin gehend zu überarbeiten, dass die Werte für Nickel und Cadmium an die EU-Werte angepasst, das Kapitel Ruß herausgenommen und die Werte für Dioxine/Furane als Zielwerte dargestellt werden. Die Empfehlungen des Berichts sollen bei der Ableitung von Beurteilungs- und Zielwerten zugrunde gelegt werden, wobei grundsätzlich Einzelstoffbetrachtungen die alte Gesamtrisikobetrachtung ablösen.    

6. 
Anlagensicherheit / Rechtliche Fragen 

Auslegung und Anwendung der neuen Störfall-Verordnung – Überwachung der Ansiedlung – Arbeitshilfe zur Anwendung der Vorgaben aus Artikel 12 der Richtlinie 96/82/EG (Seveso II-Richtlinie)

Auf Anregung des LAI wurde eine Arbeitsgruppe aus Mitgliedern betroffener LAI Unterausschüsse und der ARGE BAU unter der Leitung des Umweltbundesamtes gebildet, die  sich mit dem Thema befasst, wie die Überwachung der Ansiedlung nach Art. 12 der Seveso II-Richtlinie durch die Umweltbehörden und Baubehörden sichergestellt werden kann. Die von der AG vorgelegte „Arbeitshilfe zur Anwendung der Vorgaben aus Artikel 12 der Richtlinie 96/82/EG (Seveso II-Richtlinie)“ beschreibt die Rahmenbedingungen, die bei der Festlegung angemessener Abstände zwischen so genannten Seveso II-Betrieben und Schutzobjekten in der Bauleitplanung und in Zulassungsverfahren zu beachten sind.  

Der LAI hat die Arbeitshilfe auf seiner 107. Sitzung zur Kenntnis genommen und gleichzeitig seinen Unterausschuss Recht um Prüfung gebeten. Der Unterausschuss Recht hat empfohlen, die Verantwortung der Planungsbehörden und die Aufgabenabgrenzung zwischen Planungs- und Immissionsschutzbehörde in der Arbeitshilfe noch deutlicher hervor zu heben. Die daraufhin durch den UA „Recht“ ergänzte Arbeitshilfe fand die Zustimmung des LAI auf seiner 108. Sitzung und wird an die ARGE BAU übersandt.

7.
Immissionen durch Geräusche, Erschütterungen, Licht und nichtionisierende Strahlen 

7.1 Elektromagnetische Felder – Durchführungshinweise zur 26. BImSchV

Die vom ad hoc-Arbeitskreis „Elektromagnetische Felder“  überarbeitete Fassung der „Hinweise zur Durchführung der Verordnung über elektromagnetische Felder - 26. BImSchV“ wurde vom LAI auf seiner 107. Sitzung im März 2004 zur Kenntnis genommen und den Ländern zur Anwendung empfohlen. Darüber hinaus wurde im UMK-Umlaufverfahren (Nr. 5/2004) bei der ACK die Zustimmung zur Veröffentlichung der Durchführungshinweise eingeholt. Das Arbeitspapier ist zwischenzeitlich in die Homepage der UMK und des LAI eingestellt.  

7.2 Landeplatz-Fluglärmleitlinie und Weiterarbeit an der DIN 45684

Der LAI hat sich auf seiner 108. Sitzung erneut mit dem Thema Landeplatz-Fluglärmleitlinie und Weiterarbeit an der DIN 45684 befasst. Erstmals konnten Ergebnisse aus flächendeckenden Berechnungen mit dem Berechnungsverfahren nach DIN 45684 vorgelegt werden. Die Auswertung hat ergeben, dass das DIN-Modell ein realitätsnahes, physikalisches Modell zur Ermittlung von Geräuschausbreitungen darstellt und für die Praxisanwendung geeignet ist. Das Land Brandenburg wird nach Vorliegen des DIN-Weißdrucks die Überarbeitung  der Landeplatz-Fluglärmleitlinie federführend übernehmen und zur 109. LAI-Sitzung über erste Ergebnisse berichten.

7.3 Umsetzung der EU-Umgebungslärmrichtlinie – Kostenschätzung

Die 61. UMK hat den LAI beauftragt zu berichten, welche Kosten mit der Umsetzung der Umgebungslärmrichtlinie auf die zuständigen Stellen zukommen und welche Möglichkeiten der Finanzierung bestehen.

Der entsprechende Bericht des LAI vom September 2004 zur Schätzung der Kosten für den Vollzug der EU-Umgebungslärmrichtlinie wurde von der 34. ACK zur Kenntnis genommen. 

3. Vorsitz des LAI

Turnusmäßig übernimmt nach Sachsen das Land Sachsen-Anhalt den Vorsitz des LAI für die Jahre 2005/2006.

9.
Themen der kommenden Sitzungen

9.1
Emissionsrechtehandel – Allokationsverfahren

9.2 Probleme bei der Novellierung der Berechnungsvorschrift für Schienenlärm


9.3
Umsetzung der Luftreinhalte- und Aktionspläne gem. § 47 Abs. 1 und 2 BImSchG
…
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